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Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Seemannsgesetzes *) 

Vom 25. August 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Seemannsgesetzes 

Das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes¬ 
gesetzbl. II S. 713) wird wie folgt geändert und er¬ 
gänzt: 

1. In § 80 Abs. 2 Satz 1 wird nach dem Wort 
„Arbeitsschutzbehörde" eingefügt „im Beneh¬ 
men mit der See-Berufsgenossenschaft", 

2. In § 81 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und in § 82 
Abs. 1 wird jeweils das Wort „Arbeitsschutz¬ 
behörde" ersetzt durch „See-Berufsgenossen¬ 
schaft". 

3. § 83 erhält folgende Fassung: 

„§ 83 

Verwaltungsrechtsweg 

(1) Gegen die Entscheidung nach § 82 Abs. 1 
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

(2) Den Widerspruchsbescheid nach § 73 der 
Verwaltungsgerichtsordnung erläßt der Wider¬ 
spruchsausschuß. 

(3) Der Widerspruchsausschuß wird bei der 
See-Berufsgenossenschaft gebildet und besteht 
aus einem Bediensteten der See-Berufsgenossen¬ 
schaft, der die Fähigkeit zum Richteramt oder 
zum höheren Verwaltungsdienst haben muß, als 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern, von denen 
einer ein Arzt und der andere aus der Berufs¬ 
gruppe des Betroffenen sein muß. 
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(4) Der Arbeitssdiutzbehörde ist im Verfahren 
vor dem Widerspruchsausschuß Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben." 

4. § 102 erhält folgende' Fassung: 

„§ 102 

Arbeilsschutzbehörde 

(1) Arbeitsschutzbehörde ist unbeschadet der 
Vorschriften des § 102 a die nach Landesrecht 
für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landes¬ 
behörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Sie 
hat darüber zu wachen, daß die Arbeitsschutz¬ 
vorschriften dieses Abschnitts sowie der §§ 138 
bis 141 und der auf Grund des § 143 Abs. 1 Nr. 7 
bis 11, 14 und 15 erlassenen Rechtsverordnungen 
durchgeführt werden; hierbei arbeitet sie eng 
mit der See-Berufsgenossenschaft zusammen. Die 
Länder können mit der See-Berufsgenossenschaft 
vereinbaren, daß deren technische Aufsichts¬ 
beamte von der Arbeitsschutzbehörde zur Durch¬ 
führung ihrer Überwachungsaufgaben herange¬ 
zogen werden, Zuständigkeiten nach anderen 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

(2) Die Beauftragten der Arbeitsschutzbehörde 
sind befugt, Schiffe, für die dieses Gesetz gilt, 
jederzeit zu betreten und in allen Räumen dieser 
Schiffe diejenigen Prüfungen vorzunehmen, die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. 
Reeder und Kapitän sind verpflichtet, den Beauf¬ 
tragten die Ausübung dieser Befugnisse zu 
ermöglichen; sie haben die bei der Prüfung 
benötigten Arbeitskräfte und Hilfsmittel bereit¬ 
zustellen und sicherzustellen, daß den Beauf¬ 
tragten die Angaben gemacht und die Unter¬ 
lagen vorgelegt werden, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich sind. Das Grundrecht des 
Artikels 13 des Grundgesetzes über die Unver¬ 
letzlichkeit der Wohnung wird insoweit einge¬ 
schränkt. 
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